
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz: 
reduzierte Hilfe als System
Dieser Beitrag leuchtet den Dschungel der Sozialhilfe-Gesetze aus und zeichnet kritisch seine jüngste Entwicklung 
nach. An Hand von Beispielen, wie dem Behindertenbonus, der Hürde Hauptwohnsitzbestätigung oder den 
Kinderrichtsätzen, zeigt er, dass das Sozialhilfe Grundgesetz nicht geeignet ist, die Armut in Österreich zu reduzieren.

Norbert Krammer

In Österreich kann im Krisenfäll meist auf Leistungen des 
Sozialstaates (z.B. bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Unfall 
etc.] vertraut werden. Darüber hinaus gleichen diverse Si­
cherungssysteme Einkommensnachteile in verschiedenen 
Lebensphasen [z.B. Pension im Alter; Karenzgeldbezug 
etc.] aus. Fast klaglos funktioniert das System im Bereich 
des Ersten Sozialen Netzes, also bei Versicherungsleistun­
gen. Bei Problemen wird nachjustiert und im sozialpoliti­
schen Diskurs werden immer wieder Verbesserungen er­
zielt, wie auch die über fünfzig Novellen des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes verdeutlichen.

Lange Zeit bot auch die Sozialhilfe als Landesleistung ei­
nen Anker der Hoffnung für materielle Hilfe in Notlagen, 
obwohl Leistungen aus dem sogenannten Zweiten Sozi­
alen Netz immer schon viel zu knapp und meist unzurei­
chend konzipiert waren. Die Wurzeln der Sozialhilfe liegen 
in der Armenfürsorge und davor im Gewähren von Almo­
sen. Insgesamt reduziert Österreich das Armutsrisiko mit 
diesen Transfer-Leistungen (Pensionen und Sozialleistun­
gen] erheblich: Ohne Sozialstaatsleistungen wären 2019 
laut Berechnung der Statistik Austria 45 % der Bevölke­
rung armutsgefährdet1. Für 2022 sind laut EU-S1LC2 17,5 
% der Bevölkerung armutsgefährdet3, die Teuerungswelle 
2023 lässt einen deutlichen Anstieg erwarten, auch wenn

Einmalzahlungen diesen etwas abfedern dürften.

POLITISCH UMSTRITTENES 
SOZIALHILFE-GRUNDSATZGESETZ

Die österreichische Bundesverfassung ordnet in Artikel 12 
Abs 1 Z 1 B-VG4 dem Bund die Grundsatzgesetzgebung zu 
und den Ländern das Erlassen von Ausführungsgesetzen 
sowie die Vollziehung. Eine Einigung auf ein Grundsatz­
gesetz unterblieb und auch in der 2. Republik wurden 
vorerst die Armenfürsorgegesetze der Länder - nach Ent­
fernung der NS-Bestimmungen - beibehalten. Wiederum 
scheiterte eine Einigung auf Bundesebene, aber die Bun­
desländer orientierten sich zumindest an einem eigenen 
inoffiziellen Musterentwurf für ihre Gesetze. Die dann 
doch unterschiedlichen, aber trotzdem mit vielen Über­
einstimmungen versehenen Landesgesetze überdauerten 
die Jahrzehnte der sozialpolitischen Diskussion und neu­
erlicher Vereinheitlichungsversuche des Bundes. Erst der 
Entwurf der Bedarfsorientierten Mindestsicherung [BMS] 
war erfolgreich, wurde aber nicht als Bundesgesetz umge­
setzt, sondern im Jahr 2010 als Bund-Länder-Vertrag, ei­
ner sogenannten Art-15a-B-VG-Vereinbarung zur einheit­
lichen Bedarfsorientierten Mindestsicherung5, realisiert. 
Die BMS wurde vorerst befristet vereinbart, aber bereits
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2016 intensivierten sich die Anzeichen für ein Scheitern 
der Verlängerung und es setzte ein beschleunigtes Aus­
einanderdriften6 der Landesgesetze ein Sozialhilfe / 
Mindestsicherung waren schnell Wahlkampfthemen und 
wurden auch im Zug der Krise fluchtender Menschen7 aus 
Syrien im Jahr 2015 für Debatten über eine Reduktion der 
Sozialleistungen instrumentalisiert OVP und FPO legten 
sich bereits im Wahlkampf darauf fest, dass die angebli­
chen Verlockungen des Sozialstaates reduziert/beseitigt 
werden sollten Die turkis-blaue Regierung Kurz I (Dez
2017 - Mai 2019] schritt dann zur Tat und brachte das 
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz auf den parlamentarischen 
Weg Im Begutachtungsverfahren gab es sehr viele kriti­
sche Stellungnahmen8 und Proteste, die Beschlussfassung 
konnte aber nicht verhindert werden Im Bundesrat brach­
ten Mitglieder einen sogenannten „Drittelantrag" ein, der 
eine Prüfung von einer Reihe als verfassungswidrig disku­
tierten Bestimmungen durch den Verfassungsgerichtshof 
(VfGH] zur Folge hatte Der VfGH hob sogar zwei Kernbe­
reiche des SH-GG auf (degressive Höchstsätze für Minder­
jährige, Arbeitsquahfizierungsbonus) und bestätigte einen 
weiten Ermessensspielraum der Lander Das gerade be­
schlossene SH-GG9 verkommt so seit Beschlussfassung zur 
Baustelle10 der Sozialgesetzgebung

Das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz (SH-GG) hat ein Bündel 
an Verschlechterungen gebracht Ausgrenzung und Re­
duktion wurden zum Leitmotiv. Von Verteidigerinnen der 
turkis-blauen „Errungenschaft" wird immer auf Verbesse­
rungen verwiesen, die mit dem Bundesgesetz zumindest 
angestrebt wurden. Positive Ansätze im Grundsatzgesetz 
gab es tatsächlich, beispielsweise die Erhöhung des Schon- 
vermogens Aber wie spare ich mir ein Schonvermogen an, 
wenn die Richtsätze reduziert wurden, die Zuschläge teil­
weise unerreichbar hoch hangen und der Bonus, beispiels­
weise für Allemerzieherinnen angesichts der reduzierten 
Grundbetrage und der ausgeweiteten Anrechnungsbetra­
ge verpufft7 Da entsteht kein einheitliches, beruhigendes 
Bild eines Hilfesystems, auf das Menschen m materiellen 
Notlagen vertrauen konnten

RICHTSÄTZE HINKEN WEITER HINTERHER

Die Sozialhilfegesetze - also alle neun Landesgesetze, 
wenn auch unter verschiedenen Namen, sowie das Grund­
satzgesetz auf Bundesebene als Vorgabe für die Lander 
- orientieren sich bei den Richtsätzen am ASVG-Aus- 
gleichszulagennchtsatz, wie dies bereits mit der Bedarfs­
orientierten Mmdestsicherung m Österreich Praxis war 
Dieser Basis-Richtsatz der sogenannten Mmdestpension 
reicht schon lange nicht mehr aus, um die Lebenshal­
tungskosten voll zu decken Die steigende Zahl von „Auf- 
stockerinnen" - Menschen, die wegen ihrer zu niedrigen 
Pensionsleistung oder geringen Lohnzahlungen ergän­
zend Sozialhilfe / Sozialunterstützung / Mindestsicherung 
benötigen - fuhrt dies deutlich vor Augen 
Wenn die Sozialhilfe Armut bekämpfen soll, wie einige 
Landesgesetze noch immer in der Zielbestimmung erfreu­

licherweise ausweisen, dann muss zumindest eine Unter­
stützung m Hohe der Armutsgefahrdungsrate der EU als 
Mindestmaß festgelegt werden Dies wäre gleichbedeu­
tend mit einer Erhöhung von zumindest dreihundert Euro 
für einen Empersonenhaushalt auf monatlich € 1 392 auf 
Basis der Daten11 von 2022, bei Mehrpersonenhaushalten 
entsprechend mehr

NOVELLE 2022 ZUM SH-GG VERSTÄRKT 
VERWIRRUNG

Obwohl das SH-GG zu den stark verteidigten Leuchtturm­
projekten der turkisen OVP zahlt, konnte sich die aktuelle 
schwarz-grune Koalition der massiven Kritik am Grund­
satzgesetz nicht völlig verschließen und brachte im Ap­
ril 2022 - für viele überraschend - eine Novelle auf den 
parlamentarischen Weg Im Juni wurde diese beschlossen, 
die Bundesländer mussten ihre Ausfuhrungsgesetze in­
nerhalb eines halben Jahres entsprechend anpassen Der 
Bund „zog einige Giftzahne" der verunglückten Sozialhil­
fe-Gesetzgebung, aber uberlasst es durch einige Kann-Be­
stimmungen nun doch wieder den Bundesländern, dies m 
Ausfuhrungsgesetzen auf Landesebene und damit spürbar 
für armutsbetroffene Menschen umzusetzen12 
Es ist wieder ein Mix geworden — aus unvermeidbaren 
Nachjustierungen aufgrund von Rechtsmittelentscheidun­
gen, Abschwachen bestehender Harten und der Auswei­
tung der Spielräume für die Landesgesetzgeber Im poli­
tischen Diskurs lobt sich die Koalition ob der gegluckten 
Verbesserung, auch wenn der grüne Sozialmmister selbst­
kritisch die Notwendigkeit weiterer Reformen - das Zie­
hen weiter Giftzahne - anmerkt Aber in einer Koalition 
geht halt nicht alles und schon gar nicht sofort

NICHT ALLE MÖGLICHKEITEN FÜR 
VERBESSERUNGEN WERDEN GENUTZT

Sehr positiv wurde in den Stellungnahmen des Begut­
achtungsverfahrens zur SH-GG-Novelle die Möglichkeit 
kommentiert, dass die Definition einer Haushaltsge- 
memschaft weiter gefasst wurde Zielgruppenspezifische 
Wohnformen können damit ausgenommen werden, eine 
Kann-Bestimmung, die sogar Oberosterreich anwen­
det und beispielsweise Menschen mit Behinderungen in 
Wohngemeinschaften nicht mehr mit Abschlagen (redu­
zierter Richtsatz] in Notlagen hmemdrangt An der eigen­
artigen, ja osterreichweit einzigartigen Anrechnung von 
Leistungen der Behmdertenhilfe auf den verpflichtend zu 
gewahrenden Zuschlag für Menschen mit Behinderungen, 
halt Oberasterreich fest und reduziert damit - vermutlich 
grundgesetzwidrig - den Behmdertenbonus 
Die m der Novelle fix vorgesehenen Änderungen des SH-GG 
werden zumindest von den Bundesländern, die das Grund­
satzgesetz annähernd ms Landesrecht ubergefuhrt haben, 
berücksichtigt Landespohtischen Spielraum nutzen einige 
Lander beispielsweise, indem Sonderzahlungen aus Pen- 
sionsleistungen oder Arbeitseinkommen (Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld] nicht mehr angerechnet werden Damit
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reduziert sich in der Berechnung das verfügbare Einkom­
men und die Sozialunterstützung - wie dies beispielsweise 
m der Steiermark und m Salzburg bezeichnet wird - er­
hobt sich Oberosterreich jedoch bewegt sich hier nicht 
und belasst die bisherige schlechte Anrechnungsregelung, 
die hier für armutsgefahrdete Menschen eine Reduktion 
der Sozialhilfe-Unterstutzung um rund ein Sechstel bedeu­
tet Leider hat der Verfassungsgerichtshof bisher solche 
Unterschiede im Vollzug nicht als verfassungsrechtlich be­
denkliche Ungleichbehandlung eingestuft Doch was nicht 
ist, kann ja noch werden

HÖCHSTGERICHT BESEITIGT SACHLEISTUNGS­
ZWANG

Der Verfassungsgerichtshof prüfte m einem anderen Ver­
fahren einige Bestimmungen des SH-GG und auch des 
Wiener Mindestsicherungsgesetzes Im SH-GG werden 
Höchstgrenzen auch bei Unterstützung zur Begleichung 
des Wohnbedarfes festgelegt, die - um besondere Harte­
falle zu vermeiden - durch erhöhte Wohnunterstutzung 
abgedeckt werden können Aber ausschließlich als Sach­
leistung Diese Einengung auf Sachleistungen sah derVfGH

als sachlich nicht gerechtfertigt und - da dies dem Gleich- 
heitsgrundsatz widerspricht - als verfassungswidrig Die 
Bestimmung wurde daher aufgehoben 
Grundsätzlich spricht sich der VfGH nicht gegen das Ziel 
des Sachleistungsgebots aus, die - so das Hochstgencht - 
die Verwendung der Leistung für jenen Zweck sicherstellen 
soll, für den sie gewahrt wurde Die höheren Mietkosten 
bedeuten einen höheren Bedarf an Leistungen und sind 
daher ein sachlicher Grund für Zusatzleistungen durch 
Geld, so der VfGH Ein Emschranken auf Sachleistungen ist 
daher unsachlich und als verfassungswidrig aufzuheben 
Da das Hochstgencht das Grundsatzgesetz korrigierte, 
sind die Ausfuhrungsgesetze der Bundesländer entspre­
chend anzupassen Der Sachleistungszwang kann auch im 
Vollzug durch die Behörden nicht mehr weiter angewandt 
werden

DER „ BEHINDERTENBONUS" IST SEHR 
HOCHSCHWELLIG KONZIPIERT

Bei der Bewerbung des kritisierten Sozialhilfe-Grundsatz- 
gesetzes wurde gegenüber den Sozial- und Behmdertenor- 
gamsationen sehr deutlich auf den neu geschaffenen „Be-

1 https //wwwdrda at/a/392_DRDA_l/Neuregelung-der-Mmdestsicherung-Sozialhilfe-und-Ausgleichszulage

2 EU-SILC, englisch European Union Statistics on Income and Livmg Conditions, deutsch Europäische Gemeinschaftsstatistik über Einkommen 
und Lebensbedingungen, ist eine Erhebung zu Einkommen und Lebensbedingungen in Europas

3 https //wwwarmutskonferenz at/armut-m-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen html# ~ text=Die%20aktuelle%20Armuts- 
gef%C3%A4hrdungsschwelle%20[60%25%20des,(12%20Mal%20im%20]ahr)

4 https //wwwnsbkagvat/eh/bgbl/1930/l/A12/NOR40045738

5 https //wwwpar!amentgvat/gegenstand/XXIV/I/677

6 https //wwwdrda at/a/392_DRDA_l/Neuregelung-der-Mmdestsicherung-Sozialhilfe-und-Ausgleichszulage, S 4

7 Vgl zB https //wwwderstandard at/story/2000028877483/90-000-asylantraege-im-jahr-2015 oder https //wwwwienerzeitungat/h/sozi- 
alstaat-nur-fur-osterreicher

8 https //wwwarmutskonferenz at/news/news-2019/nicht-wegschauen-ueber-100-kenntnisreiche-begutachtungen-zu-problemen-fol- 
gen-des-sozialhilfegesetzes html

9 https //wwwns bkagvat/GeltendeFassung wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20010649

10 https //wwwarmutskonferenz at/news/news-2020/die-sozialen-probleme-werden-groesser-und-die-schlechte-sozialhil- 
fe-kann-sie-mcht-loesen html

11 https //www Statistik at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/emkommen-und-soziale-lage/armut

12 https //wwwarmutskonferenz at/news/news-2022/sozialhilfe-von-zehn-giftzaehnen-drei-gezogen-tut-noch-immer-sehr-weh html

13 https //www Statistik at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/emkommen-und-soziale-!age/armut

14 https //wwwvolkshilfe at/was-wir-tun/positionen-projekte/armut-und-kmderarmut/

15 https //wwwsn at/salzburg/politik/teuerung-be!astet-familien-in-saizburg-braucht-es-eme-kmdergrundsicherung-14S4391S8

16 https //www bizeps orat/chancen-und-nsiken-bei-sozialhilfe-novelle-jetzt-verbesserungen-umsetzen-und-nicht-zuwarten/

17 https //wwwamnestyat/presse/es-geht-mcht-um-burger-armut-verletzt-menschenrechte/

18 https //wwwarmutskonferenz at/news/news-2023/armutskonferenz-zu-30-jahre-wiener-menschenrechtskonferenz-soziale-grundrech- 
te-in-die-verfassung html
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hmdertenbonus", der dann m Zuschuss umbenannt wurde, 
verwiesen Nach dem Motto Es wird zwar alles schlechter, 
aber Menschen mit Beeinträchtigungen sollten besser be­
handelt werden Der vorgesehene Zuschuss m Hohe von 
18 % des Richtsatzes soll behmderungsbedmgte Mehr­
aufwendungen abfedern In der Mmdestsicherung gab es 
für bekannte Sonderbedarfe Erhöhungen der monatlichen 
Leistung Dafür hat das neue System der Hochstbeitrage 
und Deckelungen kein Platz mehr Ein Systemfehler 
Damit der „Bonus" gewahrt wird, muss der Behmderten- 
pass vorgelegt werden, der mindestens eine 50-prozentige 
Minderung der Erwerbsfahigkeit voraussetzt Der Nach­
weis über den Bezug der erhöhten Famihenbeihilfe wegen 
fehlender Selbsterhaltungsfahigkeit reicht nicht, obwohl 
die Verweisbestimmungen dies nahelegen Aber auch die 
jüngsten Rechtsmittelentscheidungen beharren auf der 
engen Auslegung und der Vorlage des Behmdertenpasses, 
der nicht durch andere Nachweise ersetzt werden kann 
Mit der insgesamt sehr engen Definition der Zugangsvor­
aussetzungen werden Hürden geschaffen und der bewor­
bene Zuschuss nur einer kleinen Gruppe von Menschen 
mit Beeinträchtigungen zugänglich gemacht Anspruchs­
berechtigt sollten alle Personen sein, denen aufgrund 
dauerhafter körperlicher, intellektueller oder psychischer 
Beeinträchtigung die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
erschwert wird Mit dem Nachweis der Beeinträchtigung 
konnte ohne weitere bürokratische Umwege der Zuschuss 
gewahrt werden
Wird die Hürde des Behindertenpasses gemeistert, ist der 
Zuschuss trotzdem nicht sicher Denn für den Fall, dass zu­
sätzlich Leistungen aus der Behmdertenhilfe/dem Chan- 
cengleichheitsgesetz benötigt werden, reduzieren diese 
„Sachleistungen" den „Behindertenbonus" De facto ist der 
Zuschuss damit weg1

WOHNUNGSLOSIGKEIT BELASTET DOPPELT

Bereits im Sozialhilfe-Grundsatzgesetz wird der bezugsbe­
rechtigte Personenkreis neu und eng definiert und man­
che Menschen - beispielsweise subsidiär Schutzberech­
tigte oder Asylwerber*mnen - dezidiert ausgeschlossen 
Neu als Voraussetzung wird nun emgefuhrt, dass sowohl 
der Hauptwohnsitz als auch der tatsächliche Aufenthalt im 
Land Oberosterreich sein müssen Widrigenfalls besteht 
gar kein Anspruch auf Sozialhilfe
Für wohnungslose Menschen gibt es bei tatsächlichem 
Aufenthalt dann eine Ausnahme, wenn der fehlende 
Hauptwohnsitz ersatzweise durch eine „Hauptwohnsitz- 
bestatigung" erfüllt wird Diese §19a-Meldegesetz-Besta- 
tigung durch eine betreuende Institution erfordert jedoch 
den laufenden Kontakt mit dem Betroffenen Diese admi­
nistrativen Hürden zeigen sehr deutlich, dass die Problem­
lage von Wohnungslosigkeit nicht verstanden und daher 
notwendige Unterstützungen gestrichen werden 
Z B suchtkranke Menschen können die geforderte „Haupt- 
wohnsitzbestatigung" oft nicht vorlegen, da der durchge­
hende Kontakt mit einer Sozialeinrichtung fehlt In akuten 
Krisen ziehen sich Menschen mit psychischen Erkrankun­

gen krankheitsbedingt regelmäßig von allen übrigen Per­
sonen zuruck und misstrauen jeder Kontrolle Für diesen 
Personenkreis ist es oft sehr schwierig, die notige finan­
zielle Unterstützung zu bekommen Manchmal wird auch 
eine gerichtliche Erwachsenenvertretung angeregt. Doch 
die Vertretung kann persönliche Mitwirkungspflichten 
nicht ersetzen

KINDERARMUT UND FAMILIENARMUT

Die Ergebnisse empirischer Erhebungen, beispielsweise 
durch die jährliche Erhebung über die Lebensbedmgun- 
gen m der EU (EU-SILC)13 liefern die traurige Erkenntnis, 
dass in Österreich über 355 ooo Kinder von Einkommens­
armut14 betroffen sind Wird die Armut nach Lebenslagen 
ermittelt, erhöht sich der Anteil bzw wird deutlich, dass 
neben materiellen Aspekten auch die Benachteiligung m 
der kulturellen, m sozialen und gesundheitlichen Dimen­
sion von Bedeutung ist und so erst ein ganzheitliches Bild 
der Lebenslagen vermittelt Kinder, die m Armut aufwach­
sen, erreichen deutlich schlechtere Bildungsabschlusse 
und weisen ein geringeres Interesse für kulturelle Aktivi­
täten auf, die sie sich - bzw ihre Familien - ohnehin kaum 
leisten konnten
Kmderarmut bedeutet im Regelfall Armut für die ganze Fa­
milie. Em-Eltern-Famihen bzw Allemerziehende sind noch 
starker betroffen Im Rahmen einer AK-Studie berichtete 
eine allemerziehende Salzburgerm, dass sie schon Mitte 
September nicht mehr weiß, wie sie den Lehrmittelbeitrag 
von 177 Euro für ihren Sohn bezahlen soll 
Die höhere Armutsgefahrdung von Menschen mit Behin­
derungen oder chronischen Erkrankungen ist ebenfalls 
hinlänglich belegt Leben Kinder m einem dieser Haushal­
te, steigt die Armutsgefahrdung m mehreren Dimensionen, 
wenn nicht gut unterstützt und gegengesteuert wird

RICHTSÄTZE BEEINFLUSSEN DIE INTENSITÄT DER
ARMUTSGEFÄHRDUNG

Bei den Kmdernchtsatzen des SH-GG musste sogar der Ver- 
fassungsgenchtshof [VfGH] emgreifen und die ursprüng­
lich geplante extrem degressiv ausgestaltete Reduktion 
wegen Gleichheitswidngkeit aufheben Nun konnten die 
Bundesländer abseits der ursprünglich verschriftlichten 
Richtsatzbetrage neue Überlegungen umsetzen Dabei 
wurde das sozialpolitische Ziel des jeweiligen Bundeslan­
des sichtbar Bei einer Beispielrechnung für 4 Kinder er­
gibt sich eine Bandbreite zwischen 50 % und 118 % des 
ASVG-Ausgleichszulagen-Richtsatzes Am wenigsten gibt 
es m Oberosterreich und Niederosterreich 
Sehr engagiert wird von der Volkshilfe das Modell der ei­
genen Kmdergrundsicherung vorangetrieben, ein Modell­
projekt liefert erste positive Erfahrungen Die Forderung 
nach Erhöhung der Kinderrichtsatze lehnte das nun m 
Salzburg von der FPO geführte Sozialressort im Landtag 
ab Famihensprecherm Kann Berger argumentierte, dass 
über die Verwendung der Mittel ja erst wieder die Eltern 
entscheiden und sich die Situation daher nicht grundle-
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gend ändere15. Nach dieser Logik sind die Eltern schuld, 
dass ihre Kinder armutsgefährdet sind.

SONDERZAHLUNGEN MÜSSEN MANCHMAL AB­
GELIEFERT WERDEN

Bereits vor Beschlussfassung des SH-GG wurde die geplan­
te und später auch umgesetzte Anrechnung von Sonder­
zahlungen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld] als Einkommen 
stark kritisiert. Im Mindestsicherungssystem konnten die 
Hilfeempfänger*innen in den meisten Bundesländern über 
diese zusätzlichen Einkommensteile verfügen, wenn auch 
teilweise zweckgebunden für bestimmte Aufwendungen. 
Neben der massiven Kritik an den unwürdigen Kinder­
richtsätzen war die Anrechnung der Sonderzahlungen 
eines der Hauptkritikpunkte seitens Kritiker*innen bzw. 
NGOs. Die Novelle16 zum SH-GG brachte Entspannung, da 
nun den Bundesländern mehr Spielraum bei der Anrech­
nung von Einkommen, speziell auch bei den Sonderzah­
lungen eingeräumt wurde. Eine Kann-Bestimmung, die 
nicht von allen Bundesländern genutzt wird. 
Beispielsweise konnte Frau Neubauer davon nicht profi­
tieren. Hilde Neubauer wohnt in einer Kleinstadt im Mühl­
viertel und wird von der Sozialberatungsstelle umfassend 
betreut, da sie aufgrund ihrer Behinderung Unterstützung, 
insbesondere bei der Alltagsversorgung benötigt. Mit der 
Hilfe kann Hilde Neubauer weiter in ihrer eigenen Woh­
nung leben, versorgt sich im Rahmen der Möglichkeiten
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selbst und ist im sozialen Umfeld gut integriert, passt gele­
gentlich auf Kinder auf und ist geschätzte Gesprächspart­
nerin. Finanziell ist es weiter sehr eng. Waisenpension, 
Eigenanspruch der erhöhten Familienbeihilfe, Wohnbei­
hilfe von 160 Euro und laufend Sozialhilfe in Höhe von 270 
Euro. Die Wohnbeihilfe wird seit Inkrafttreten des SH-GG 
trotz Zweckwidmung zur Gänze als Einkommen von der 
Sozialhilfe abgezogen. Würde Hilde Neubauer in einem 
anderen Bundesland, beispielsweise im benachbarten 
Salzburg, leben, würde sie die Sonderzahlungen der Wai­
senpension nicht verlieren. Mit den 1.200 Euro könnte sie 
die ersehnte Anschaffung eines neuen Fernsehers leichter 
stemmen oder sich ab und zu neue Kleidung kaufen. Aber 
Frau Neubauer wohnt in Oberösterreich, daher bleibt ihr 
das verwehrt.

SH-GG ÜBERARBEITEN ODER DOCH NEU DENKEN?

Die Erfahrungen der letzten Jahre führen vor Augen: Der 
Versuch, Sozialhilfe/Mindestsicherung/Sozialunterstüt­
zung durch ein nicht gut vorbereitetes, mangelhaftes und 
soziale Rechte nicht inkludierendes Grundsatzgesetz [SH- 
GG] bundesweit einheitlich zu regeln, ist nicht geeignet, 
Armut zu reduzieren. Ein Neustart ist erforderlich, 
Amnesty Internation legte kürzlich einen Bericht über das 
SH-GG vor und kommt zur Erkenntnis, dass dieses Regel­
werk menschenrechtswidrig ist17. Amnesty schließt sich 
der Forderung des Netzwerks der Armutskonferenz an, 
soziale Grundrechte18 in Österreichs Verfassung zu veran­
kern und damit die Rechtsstellung von Menschen in Not­
lagen deutlich zu verbessern. VertretungsNetz unterstützt 
diesen Kurs vollinhaltlich.
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